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AMTSBLATT
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Cottbus, den 28. September 2012 • Nr. 10Cottbus, den 8. Juni 2013 • Nr. 7

Amtliche Bekanntmachung

Auf Grundlage des § 16 der Hauptsatzung der Stadt 
Cottbus i. V. m. §§ 34 und 36 der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg gebe ich mit nachfolgender Ta-
gesordnung bekannt, dass die 5. außerordentliche Tagung
der Stadtverordnetenversammlung Cottbus in der V. Wahl-
periode 

am Mittwoch, den 12.06.2013, um 18:30 Uhr
im Saal des Stadthauses Erich Kästner Platz 1

stattfindet.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich
eingeladen.

Stand  30.05.2013

Tagesordnung
der 5. außerordentlichen Tagung der 

Stadtverordnetenversammlung Cottbus in der V.
Wahlperiode am Mittwoch, den 12.06.2013

(Beginn 18:30 Uhr, Saal Stadthaus,
Erich Kästner Platz 1)

I. Öffentlicher Teil

1. Bestätigung der Tagesordnung

2. Einwohnerfragestunde
Es liegen keine Anfragen vor.

3. Fragestunde
Es liegen keine Anfragen vor.

4. Berichte und Informationen
Es liegen keine Unterlagen vor.

5. Beschlussvorlagen
5.1 IV-036/13 Blechen-Carré 2. BA - Beschluss über den

Antrag der EKZ Stadtpromenade Cottbus
GmbH vom 29.04.2013

6. Anträge
Es liegen keine Anträge vor.

II. Nichtöffentlicher Teil

1. Grundstücksangelegenheiten
Es liegen keine Vorlagen vor.

2. Verträge/Anträge/Verbindlichkeiten/
Entscheidungen
Es liegen keine Unterlagen vor.

3. Berichte/Informationen
3.1 Informationen des Oberbürgermeisters u. a. 2. BA und

SWC GmbH 

4. Personalangelegenheiten
Es liegen keine Unterlagen vor.

(Ende der Tagesordnung)

Cottbus, 30.05.2013

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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• Amtliche Bekanntmachung der Tagesordnung der 
5. außerordentlichen Tagung der Stadtverordneten-
versammlung Cottbus am 12.06.2013

• Amtliche Bekanntmachung über die öffentliche 
Auslegung eines Antrages der Lausitzer Wasser
GmbH & Co. KG zur Erteilung einer Leitungs- und
Anlagenrechtsbescheinigungen in der Gemarkung
Schmellwitz

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung 
einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die
Trinkwasserleitung DN 600 St mit Zubehör verlaufend
im Bereich nördlich der Objekte Semmelweisstraße 27
und Walther-Rathenau-Straße 34B, im Bereich östlich
der Objekte Walther-Rathenau-Straße 34D sowie 
im Bereich südlich der Objekte Walther-Rathenau-
Straße 34D, 35B, 35A und 35 in der Gemarkung Schmell-
witz.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsge-
setzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.11.2000
(BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der Verordnung zur Durch-
führung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts - Sachen-
rechts-Durchführungsverordnung (SachenR-DV) vom
20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - hat die LWG Lausitzer Was-
ser GmbH & Co. KG, Berliner Straße 19 - 21, 03046 Cott-
bus mit Datum vom 27.05.2013 bei der unteren Wasserbe-
hörde der Stadt Cottbus für die Trinkwasserleitung DN 600
St mit Zubehör verlaufend im Bereich nördlich der Objek-
te Semmelweisstraße 27 und Walther-Rathenau-Straße 34B,
im Bereich östlich der Objekte Walther-Rathenau-Straße 34D
sowie im Bereich südlich der Objekte Walther-Rathenau-
Straße 34D, 35B, 35A und 35 in der Gemarkung Schmell-

witz die Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbe-
scheinigung beantragt.

Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung bescheinigt
eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten des
Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten Grund-
stücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Erneuerung
der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser in einer Lei-
tung über die Grundstücke zu führen und von dem Grund-
stückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu verlangen,
dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude errichtet bzw.
errichten lässt oder sonstige Einwirkungen vornimmt, die den
ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb der Leitung beein-
trächtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend genann-
te Grundstücke:

• Gemarkung Schmellwitz; 
Flur 69; Flurstücke 532, 541, 1101, 1102

• Gemarkung Schmellwitz; 
Flur 70; Flurstücke 620, 956

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung wer-
den die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag der
Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cottbus“

im Zeitraum vom 24.06.2013 bis 19.07.2013

bei der

Stadtverwaltung Cottbus, 
Fachbereich Umwelt und Natur, 

Untere Wasserbehörde, Zimmer 420, 
Neumarkt 5, 03046 Cottbus

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB317-TWSchmell
während der Dienstzeiten zur Einsicht öffentlich ausgelegt.

Widersprüche können von denGrundstückseigentümern bzw.
Erbbauberechtigten während des Auslegungszeitraumes nur
bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfreien Stadt Cott-
bus erhoben werden. Bei fristgerechtem Widerspruch wird
die Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt.

Cottbus, 02.06.2013

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Auf der Grundlage des § 39 Abs. 3 Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg werden nachfolgend die Beschlüsse
der 49. Tagung der Stadtverordnetenversammlung Cottbus
vom 29.05.2013 veröffentlicht.

Beschlüsse der 49. Tagung
der Stadtverordneten-
versammlung Cottbus 

vom 29.05.2013
Öffentlicher Teil

Vorlagen-/ Sachverhalt Beschluss-Nr.
Antrags-Nr.

OB-063/13 Wahl von Vertrauens- OB-063-49/13
personen für die Wahl von 
Schöffen am Amtsgericht Cottbus
(mehrheitlich beschlossen)

OB-064/13 Rechnungsprüfungs- OB-064-49/13
ordnung der Stadt Cottbus 
(mehrheitlich beschlossen)

OB-065/13 Berufung von OB-065-49/13
Prüferinnen und Prüfern 
des Rechnungsprüfungsamtes 
der Stadt Cottbus
(mehrheitlich beschlossen)

OB-077/13 Öffentlich-rechtliche OB-077-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen  
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Stadt Uebigau-Wahrenbrück
(einstimmig beschlossen)

OB-078/13 Öffentlich-rechtliche OB-078-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Kloster Lehnin
(einstimmig beschlossen)

OB-079/13 Öffentlich-rechtliche OB-079-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Steinhöfel 
(einstimmig beschlossen)

OB-080/13 Öffentlich-rechtliche OB-080-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Amt Oder-Welse
(einstimmig beschlossen)

OB-081/13 Öffentlich-rechtliche OB-081-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens  
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Amt Spreenhagen
(einstimmig beschlossen)

OB-083/13 Öffentlich-rechtliche OB-083-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Stadt Schwarzheide
(einstimmig beschlossen)

OB-084/13 Öffentlich-rechtliche OB-084-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Groß Kreutz (Havel)
(einstimmig beschlossen)

OB-085/13 Öffentlich-rechtliche OB-085-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Stadt Rheinsberg
(einstimmig beschlossen)

OB-086/13 Öffentlich-rechtliche OB-086-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Amt Brüssow, Amt Gartz (Oder), 
Amt Gramzow, Stadt Lychen und 
Stadt Prenzlau
(einstimmig beschlossen)

OB-087/13 Öffentlich-rechtliche OB-087-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Schönefeld
(einstimmig beschlossen)

OB-088/13 Öffentlich-rechtliche OB-088-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Stadt Herzberg (Elster)
(einstimmig beschlossen)

OB-089/13 Öffentlich-rechtliche OB-089-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Stadt Falkenberg/Elster
(einstimmig beschlossen)

OB-090/13 Öffentlich-rechtliche OB-090-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Amt Britz-Chorin-Oderberg
(einstimmig beschlossen)

OB-091/13 Öffentlich-rechtliche OB-091-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Groß Pankow (Prignitz), 
Gemeinde Gumtow, Amt  Meyenburg, 
Gemeinde Plattenburg und 
Amt Putlitz-Berge
(einstimmig beschlossen)

OB-092/13 Öffentlich-rechtliche OB-092-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens
Automation im Standesamt (AutiSta) -
Fontanestadt Neuruppin
(einstimmig beschlossen)

OB-093/13 Öffentlich-rechtliche OB-093-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des 
IT-Fachverfahrens Automation im 
Standesamt (AutiSta) - Amt Wusterwitz
(einstimmig beschlossen)

OB-094/13 Öffentlich-rechtliche OB-094-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des 
IT-Fachverfahrens Automation im 
Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Brieselang
(einstimmig beschlossen)

OB-095/13 Öffentlich-rechtliche OB-095-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens 
sowie den Betrieb des 
IT-Fachverfahrens Automation im 
Standesamt (AutiSta) - Amt Ziesar
(einstimmig beschlossen)

OB-098/13 Öffentlich-rechtliche OB-098-49/13
Vereinbarung über den Betrieb 
eines geeigneten elektronischen 
Personenstandsregisterverfahrens  
sowie den Betrieb des 
IT-Fachverfahrens Automation im 
Standesamt (AutiSta) - 
Gemeinde Rüdersdorf bei Berlin
(einstimmig beschlossen)

OB-096/13 Erwerb von Anteilen OB-096-49/13
der Deutschen Kreditbank AG 
an der Stadtwerke Cottbus GmbH 
durch die GWC
(mehrheitlich beschlossen)

III-004/13 Auflösung der abgelehnt
Albert-Schweitzer-Förderschule - 
Schule mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf „emotionale und 
soziale Entwicklung“
(mehrheitlich abgelehnt)

III-005/13 Gebührensatzung der III-005-49/13
kommunalen Horte (2. Beratung)
(Austauschvorlage vom 02.05.2013)
(mehrheitlich beschlossen)

III-006/13 Gebührensatzung der III-006-49/13
Kindertagespflege (2. Beratung)
(Austauschvorlage vom 02.05.2013)
(mehrheitlich beschlossen)

III-007/13 Kita-Benutzerordnung III-007-49/13
(2. Beratung)
(Austauschvorlage vom 02.05.2013)
(mehrheitlich beschlossen)

IV-025/13 Namensgebung für den IV-025-49/13
entstehenden Tagebausee 
Cottbus-Nord
(mehrheitlich beschlossen)

005/13 Aufstellung eines A-005-49/13
lokalen Teilhabeplanes für 
die Stadt Cottbus auf der Grundlage 
der UN-Behindertenrechtskonvention
Antragsteller: Vors. des Ausschusses 
für Soziales, Gleichstellung und 
Rechte der Minderheiten
(mehrheitlich beschlossen)

Nichtöffentlicher Teil

Es liegen keine Beschlüsse vor.
Cottbus, 30.05.2013

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus
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Benutzerordnung für 
die Kindertagesstätten 

in Trägerschaft der 
Stadt Cottbus und für die 

öffentlich vermittelte 
Kindertagespflege 
der Stadt Cottbus 

(Kita-Benutzerordnung)
Paragrafen

§  1 Trägerschaft

§  2 Gesetzliche Grundlagen

§  3 Begriffsbestimmungen und Aufgaben

§  4 Pädagogisches Personal

§  5 Aufnahmegrundsätze

§  6 Anmeldung/Aufnahmeverfahren

§ 7 Gesundheitsvorsorge

§  8 Wechsel

§  9 Kündigung und Ausschluss

§ 10 Grundsatz der Betreuung

§ 11 Versorgungsangebot

§ 12 Öffnungszeiten

§ 13 Pflichten der Personensorgeberechtigten

§ 14 Haftung

§ 15 Unfallversicherung

§ 16 Inkrafttreten

Präambel:

Auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Absatz 2 Nr. 19 der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)
in der Fassung und Bekanntmachung vom 18.12.2007
(GVBI. I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 13.03.2012 (GVBI.I/12; [Nr. 16]), der §§ 1, 2,
5, 24 und 80 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
VIII Kinder- und Jugendhilfe) in der Fassung und Be-
kanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl, I S. 2022), zuletzt ge-
ändert durch Art. 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 15.02.2013
(BGBl I S. 254), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 3, 12, 22
und 23 des Kindertagesstättengesetzes Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung des Zweiten Gesetzes zur Aus-
führung des Achten Buches des Sozialgesetzbuches - Kin-
der-und Jugendhilfe - Kindertagesstättengesetz (KitaG) vom
27.06.2004 (GVBI; I S. 384), zuletzt geändert durch das
Gesetz vom 15.07.2010 (GVBI. 1/10, Nr. 25) hat die Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Cottbus in ihrer Tagung
am 29.05.2013 folgende „Benutzerordnung für die Kinder-
tagesstätten in Trägerschaft der Stadt Cottbus und für die
öffentlich vermittelten Kindertagespflegestellen der Stadt
Cottbus“ beschlossen:

§ 1 Trägerschaft

(1) Die Stadt Cottbus betreibt und unterhält die Kinder-
tagesstätten als öffentliche Einrichtungen. Sie bilden eine
organisatorische, wirtschaftliche und rechtliche Ein-
heit.

(2) Die Stadt Cottbus vermittelt die Angebote in der 
Kindertagespflege entsprechend des Betreuungsbedar-
fes vorrangig für Kinder bis zur Vollendung des drit-
ten Lebensjahres mit Rechtsanspruch gemäß § 1 Ab-
satz 2 KitaG.

(3) Die Benutzerordnung gilt für alle Kindertagesstätten, de-
ren Träger die Stadt Cottbus ist sowie für die Angebo-
te in der Kindertagespflege, für die durch die Stadt
Cottbus geeignete Tagespflegepersonen vermittelt wer-
den. Im Folgenden wird für die Begriffe Kindertages-
stätte und Kindertagespflege die Bezeichnung Einrich-
tung verwendet.

§ 2 Gesetzliche Grundlagen

Für die Einrichtungen der Stadt Cottbus gelten die Vor-
schriften des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
sowie des Zweiten Gesetzes zur Ausführung des Achten
Buches des Sozialgesetzbuches - Kinder- und Jugendhilfe
- KitaG und die hierzu ergangenen Durchführungsverord-
nungen.

§ 3 Begriffsbestimmungen und Aufgaben

(1) Die Kindertagesbetreuung gewährleistet die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf und dient dem Wohl und
der Entwicklung der Kinder. Sie kann im Verbund oder
in Kombination mit anderen Angeboten der Kinder-
und Jugendhilfe, des Schul- und Sozialwesens durch-
geführt werden.

(2) Kindertagesstätten sind sozialpädagogische Einrich-
tungen der Jugendhilfe, in denen auch behinderte und
von Behinderung bedrohte Kinder tagsüber gefördert,
gebildet, erzogen, betreut und versorgt werden.

(3) Kindertagesstätten und Kindertagespflegepersonen er-
füllen einen eigenständigen alters- und entwicklungs-
adäquaten Bildungs-, Erziehungs-, Betreuungs- und Ver-
sorgungsauftrag. Grundlagen der pädagogischen Ar-
beit sind § 3 KitaG und die Grundsätze der elementaren
Bildung des Landes Brandenburg. Die Ziele, Aufga-
ben und das darauf ausgerichtete pädagogische Han-
deln sind in der Konzeption der Einrichtung zu benen-
nen.

§ 4 Pädagogisches Personal

(1) Die Stadt Cottbus stellt im Rahmen der gesetzlichen
Bestimmungen das für den Betrieb der Kindertages-
stätten notwendige pädagogische Personal. Die Förde-
rung von ehrenamtlichen und nebenamtlichen Mitar-
beitern bleibt hiervon unberührt.

(2) Die Erziehung der Kinder in Kindertagesstätten erfolgt
durch ausreichendes und geeignetes pädagogisches
Fachpersonal.

(3) Für die Kindertagespflege werden geeignete Tages-
pflegepersonen durch die Stadt Cottbus vermittelt. In
der „Richtlinie zur Förderung der Kindertagespflege
in der Stadt Cottbus“ ist die Geeignetheit der Tages-
pflegepersonen definiert.

§ 5 Aufnahmegrundsätze

(1) Die Kindertagesstätten stehen grundsätzlich allen Kin-
dern aus der Stadt Cottbus offen, die einen Rechtsan-
spruch auf Kindertagesbetreuung im Sinne des § 1 des
KitaG haben. Die Aufnahme erfolgt im Rahmen der
verfügbaren Plätze. Die Kindertageseinrichtung sichert
die konzeptionellen, personellen und räumlichen Vor-
aussetzungen für die Erteilung der Betriebserlaubnis.
In der Kindertagespflege stehen vorrangig für Kinder
bis zum vollendeten dritten Lebensjahr geeignete Plät-
ze zur Verfügung.

(2) Sofern freie Betreuungsplätze zur Verfügung stehen,
können neben den Kindern aus der Stadt Cottbus auch
Kinder aus anderen Gemeinden aufgenommen werden.
Vor Aufnahme des Kindes aus einer anderen Gemein-
de, in der das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat, muss die Prüfung des Rechtsanspruches erfolgt
sein und die Erklärung zum Kostenausgleich vorlie-
gen.

§ 6 Anmeldung/Aufnahmeverfahren

(1) Die Anmeldung eines Kindes mit Rechtsanspruch im
Sinne des § 1 KitaG für den Besuch einer Einrichtung
erfolgt durch die Personensorgeberechtigten bei dem/der
Leiter/in oder der Tagespflegeperson vor der Aufnah-
me in die Einrichtung. Kinder können für den Besuch
der Einrichtung vorgemerkt werden, wenn dies dem
Wunsch der Personensorgeberechtigten entspricht.

(2) Über die Aufnahme von Kindern mit Rechtsanspruch
im Sinne des § 1 KitaG entscheidet der/die Leiter/in
der jeweiligen Kindertagesstätte bzw. bei Vermittlung 
einer Tagespflegeperson die Stadt Cottbus. Bei Fest-
stellung eines Rechtsanspruches auf Grund eines 
besonderen Erziehungsbedarfes gemäß § 1 KitaG ent-

scheidet die Stadt Cottbus im Benehmen mit dem ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen
Bereich das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(3) Für den Fall einer Aufnahme des angemeldeten Kin-
des in die Einrichtung wird mit den Personensorgebe-
rechtigten eine vertragliche Vereinbarung über die Auf-
nahme und Betreuung von Kindern geschlossen.

§ 7 Gesundheitsvorsorge

(1) Voraussetzung für die Aufnahme eines Kindes in die Ein-
richtung ist die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung
mit dem Inhalt, dass gesundheitliche Bedenken gegen
eine Betreuung in der Einrichtung nicht bestehen. Auf
§ 11 Absatz 2 und 3 KitaG wird verwiesen.

(2) In den Einrichtungen werden vorbeugende medizinische
und zahnmedizinische Untersuchungen durchgeführt,
deren Teilnahme freiwillig ist. Den Personensorgebe-
rechtigten wird der Termin rechtzeitig bekannt gege-
ben.

(3) Jede Erkrankung des Kindes und jeder Fall einer über-
tragbaren Krankheit entsprechend § 34 des Gesetzes
zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrank-
heiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG)
sind der/dem Leiter/in der Kindertagesstätte oder der
Tagespflegeperson unverzüglich mitzuteilen.

(4) Kinder, die an einer Krankheit nach § 34 Absatz 1 IfSG
erkrankt oder dessen verdächtig sind, dürfen die Ein-
richtung für den Zeitraum ihrer Erkrankung nicht be-
suchen. Der erneute Besuch der Einrichtung ist nach
den Bestimmungen des IfSG dann wieder zulässig, wenn
ansteckende Erkrankungen abgeklungen bzw. nach ärzt-
lichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit nicht
mehr zu befürchten ist. Mit dem Fachbereich Gesund-
heit können Voraussetzungen nach der RKI-Richtlinie
(Empfehlungen für die Wiederzulassung in Schulen
und sonstigen Gemeinschaftseinrichtungen) abgespro-
chen werden.

(5) Entsprechendes gilt für Erkrankungen nach § 34 Ab-
satz 3 IfSG, wenn Familienmitglieder bzw. andere Per-
sonen der Wohngemeinschaft, in der das Kind lebt, er-
krankt oder dessen verdächtigend sind.

(6) Personen, die Krankheitserreger nach § 34 Absatz 2
IfSG ausscheiden, dürfen mit Zustimmung des Fach-
bereiches Gesundheit unter besonderen Schutzmaß-
nahmen die Einrichtung besuchen.

(7) Entsprechend § 34 Absatz 5 IfSG erfolgt bei Neuauf-
nahme eines Kindes die Belehrung der Personensor-
geberechtigten durch den/die Leiter/in/ bzw. die Ta-
gespflegeperson der Einrichtung.

§ 8 Wechsel

Der Wechsel von einer Einrichtung in eine andere ist grund-
sätzlich unter Beachtung der Kündigungsfristen schriftlich
zu vereinbaren. 

§ 9 Kündigung und Ausschluss

(1) Die Kündigung durch die Personensorgeberechtigten
ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem
Monat zum Monatsende zulässig. Die Kündigung bedarf
der Schriftform und ist dem/der Leiter/in der Kinder-
tagesstätte bzw. der Tagespflegeperson vorzulegen. Das
Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unbe-
rührt. 

(2) Der Betreuungsvertrag kann außerordentlich gekündigt
werden, wenn:

a) das Kind innerhalb des laufenden Kalenderjahres
mehr als 4 Wochen unentschuldigt gefehlt hat;

b) erkennbar ist, dass die Personensorgeberechtigten
an einem regelmäßigen Besuch ihres Kindes nicht
interessiert sind;

c) das Kind auf Grund schwerer Verhaltensstörungen
sich oder andere gefährdet und durch die Perso-
nensorgeberechtigten keine Mitwirkung erfolgt; 

Fortsetzung auf Seite 4
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AMTLICHER TEIL

Amtliche Bekanntmachung

Auf der Grundlage des § 39 Abs. 3 Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg werden nachfolgende Beschlüs-
se der 47. Beratung des Hauptausschusses der Stadtver-
ordnetenversammlung Cottbus vom 20.03.2013 veröffent-
licht.

Beschlüsse der 
47. Beratung des 

Hauptausschusses der
Stadtverordneten-

versammlung Cottbus 
vom 20.03.2013

Öffentlicher Teil

Es liegen keine Beschlüsse vor.

Nichtöffentlicher Teil

Vorlagen-/
Antrags-Nr. Sachverhalt Beschluss-Nr.

II-005/13 (HA) Eintragung in die HA-II-005-03/13
Ehrenchronik der 
Stadt Cottbus
(mehrheitlich beschlossen)

III-002/13 (HA) Eintragung in die HA-III-002-03/13
Ehrenchronik der 
Stadt Cottbus
(mehrheitlich beschlossen)

IV-014/13 (HA) Verkauf von HA-IV-014-03/13
Grundstücken aus dem 
städtischen Grundbesitz
(einstimmig beschlossen)

IV-016/13 (HA) Verkauf von HA-IV-016-03/13
Grundstücken aus dem 
städtischen Grundbesitz
(einstimmig beschlossen)

Cottbus, 22.03.2013

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung
Hinweis auf die Veröffentlichung der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen über den Betrieb eines 
geeigneten elektronischen Personenstandsregisterver-
fahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto-
mation im Standesamt (AutiSta) zwischen der Stadt Cott-
bus und den Kommunen Senftenberg, Peitz, Ortrand,
Letschin, Teltow, Boitzenburger Land, Joachimsthal,
Kremmen, Schipkau, Liebenwerda, Beelitz, Lauchham-
mer, Luckenwalde, Nordwestuckermark, Schwielowsee,
Seelow, Werneuchen und Sonnewalde.

Aufgrund des § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999
(GVBl. I S. 194), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202) hat das
Ministerium des Innern des Landes Brandenburg als zu-
ständige Aufsichtsbehörde gemäß § 27 Absatz 4 Satz 2
Nummer 1 Buchstabe b des GKG die öffentlich-rechtlichen
Vereinbarungen über den Betrieb eines geeigneten elektro-
nischen Personenstandsregisterverfahrens sowie den Be-
trieb des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt (Au-
tiSta) zwischen der Stadt Cottbus und den Kommunen 

Senftenberg, Peitz, Ortrand, Letschin, Teltow, Boitzenbur-

d) die Personensorgeberechtigten trotz Mahnung mit
der/den Zahlungsverpflichtung/en für zwei Mona-
te im Rückstand sind;

e) ein kurzfristiger Wohnortwechsel außerhalb der
Stadt Cottbus erfolgt;

f) seitens des Trägers die Nichteinhaltung des Be-
treuungsvertrages vorliegt;

g) während der Eingewöhnungszeit festgestellt wird,
dass aus unterschiedlichen Gründen kein Vertrau-
ensverhältnis aufgebaut werden kann.

(3) Die Entscheidung über die außerordentliche Kündi-
gung trifft der Träger der Einrichtung. Sie ist unter Ein-
haltung des Datenschutzes dem Kita-Ausschuss mit-
zuteilen. Die außerordentliche Kündigung ist den Per-
sonensorgeberechtigten schriftlich unter Angabe der
wesentlichen Gründe bekanntzugeben.

§ 10 Grundsatz der Betreuung

(1) Der Träger der Einrichtung vereinbart mit den Perso-
nensorgeberechtigten und der/dem Leiter/in bzw. mit den
Personensorgeberechtigten und der Tagespflegeperson
den mit der Inanspruchnahme der Einrichtung maß-
geblichen Betreuungszeitraum in einem Betreuungs-
vertrag. Auf § 5 SGB VIII wird hingewiesen. Der
schriftlich vereinbarte Betreuungsvertrag ist Grundla-
ge für die Erhebung der Elternbeiträge im Sinne des 
§ 17 KitaG.

(2) Für den Besuch einer Einrichtung der Stadt Cottbus
stehen folgende Betreuungszeiten zur Verfügung:

1. Im Rahmen der Mindestbetreuungszeit werden Kin-
der bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres und Kin-
der nach Vollendung des 3. Lebensjahres bis zum
Schuleintritt im zeitlichen Umfang bis einschließ-
lich 6 Stunden täglich, Kinder im Grundschulalter
im zeitlichen Umfang bis einschließlich 4 Stunden
täglich betreut.

2. Zur Gewährleistung eines bedarfsgerechten Ange-
botes wird für den Besuch der Kindertagesstätte 
neben der o.g. Mindestbetreuungszeit folgender 
zeitlich differenzierter Betreuungsumfang vorge-
halten:

a) für Kinder im Grundschulalter

- Betreuungsbedarf von über 4 bis ein-
schließlich 8 Stunden täglich

3. Zur Gewährleistung eines bedarfsgerechten Ange-
botes wird für den Besuch einer öffentlich vermit-
telten Kindertagespflege neben der o.g. Mindestbe-
treuungszeit folgender zeitlich differenzierter Be-
treuungsumfang vorgehalten:

a) für Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebens-
jahres und bis zum Schuleintritt

- Betreuungsbedarf von über 6 bis ein-
schließlich 8 Stunden täglich

- Betreuungsbedarf von über 8 bis ein-
schließlich 10 Stunden täglich

4. Bei erstmaliger Aufnahme von Kindern bis zur Voll-
endung des 3. Lebensjahres kann eine Eingewöh-
nungszeit von täglich bis zu 6 Stunden an maximal
10 Betreuungstagen bei zeitweiliger Anwesenheit der
Eltern vereinbart werden. Diese ist kostenpflichtig.
Zwischen der Eingewöhnungszeit und der Aufnah-
me sollte ein nahtloser Übergang erfolgen.

5. An unterrichtsfreien Tagen sowie in den Ferien ist
im Hort im Rahmen der Öffnungszeiten eine Ganz-
tagsbetreuung von bis zu 8 Stunden möglich. Dazu
ist eine Vereinbarung zwischen dem/der Leiter/in
der Einrichtung und den Personensorgeberechtig-
ten abzuschließen. Wird eine tägliche Betreuungszelt
von über 8 Stunden benötigt, so sind entsprechen-
de Nachweise dem/der Leiter/in der Einrichtung
vorzulegen, aus denen die Notwendigkeit einer län-
geren Betreuungszeit hervorgeht.
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(1) In Erfüllung der in § 3 Absatz 2 Nr. 7 KitaG beschrie-
benen Aufgabe werden in den Einrichtungen entspre-
chende Versorgungsangebote bereitgestellt.

(2) Die Versorgung mit Mittagessen wird nach § 17 Ab-
satz 1 KitaG in den Einrichtungen gewährleistet.

§ 12 Öffnungszeiten

Die Einrichtungen bieten laut § 9 KitaG bedarfsgerechte
Öffnungszeiten an, die am Kindeswohl orientiert sind. 
Der Kita-Ausschuss berät dazu den Träger der Einrichtung.

§ 13 Pflichten der Personensorgeberechtigten

(1) Die Personensorgeberechtigten haben dafür Sorge zu
tragen, dass das Kind entsprechend der vereinbarten
Betreuungszeiten rechtzeitig die Einrichtung besucht
und diese pünktlich wieder verlässt.

(2) Für den Weg zu der jeweiligen Einrichtung sowie für
den Heimweg sind die Personensorgeberechtigten ver-
antwortlich, sie haften für eventuelle Schäden.

(3) Die Personensorgeberechtigten eines Kindes, welches in
einer Einrichtung der Stadt Cottbus betreut wird, ha-
ben beim Abholen ihres Kindes die Aufsichtspflicht
wahrzunehmen. Mit dem Abholen endet die Aufsichts-
pflicht für die Stadt Cottbus als Träger der Kinderta-
gesstätte bzw. für die Tagespflegeperson.

(4) Für die enge Zusammenarbeit mit den Personensorge-
berechtigten finden die Vorschriften der §§ 4 ff. KitaG
Anwendung.

§ 14 Haftung

Die Stadt Cottbus haftet für Schäden, die im Zusammen-
hang mit dem Betrieb der Einrichtung entstehen, nur im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Für Personen-
und Sachschäden, die den Benutzern der Einrichtung durch
Dritte zugefügt werden, haftet die Stadt Cottbus nicht.

§ 15 Unfallversicherung

Für das Kind besteht während des Besuches der Einrich-
tung ein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz; auch für den
direkten Weg von der Wohnung zur Einrichtung und zu-
rück.

§ 16 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1) Die Kita-Benutzerordnung tritt am 01.08.2013 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Kita-Benutzerordnung vom
29.06.2006 außer Kraft.

Cottbus, 30.05.2013

gez. Frank Szymanski 
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

ger Land, Joachimsthal, Kremmen, Schipkau, Liebenwer-
da, Beelitz, Lauchhammer, Luckenwalde, Nordwestucker-
mark, Schwielowsee, Seelow, Werneuchen und Sonnewalde 

am 20. Dezember 2012 genehmigt.

Durch das Ministerium des Innern des Landes Branden-
burg wurde die oben genannte öffentlich-rechtliche Verein-
barung zusammen mit ihrer Genehmigung im Amtsblatt für
Brandenburg

Nr. 4 vom 30.01.2013 (Inkrafttreten am 31.1.2013)
für die Kommunen Senftenberg und Peitz

Nr. 5 vom 06.02.2013 (Inkrafttreten am 07.02.2013)
für die Kommunen Ortrand, Letschin,Teltow, und Boit-
zenburger Land

Nr. 6 vom 13.02.2013 (Inkrafttreten am 14.2.2013)
für die Kommunen Joachimsthal, Kremmen, Schipkau,
Liebenwerda und Beelitz

Nr. 7 vom 20.02.2013 (Inkrafttreten am 21.2.2013)
für die Kommunen Lauchhammer, Luckenwalde, Nord-
westuckermark, Schwielowsee, Seelow, Werneuchen
und Sonnewalde

bekannt gemacht. 

Hiermit wird gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GKG auf diese Ver-
öffentlichung hingewiesen.

Cottbus, 15.04.2013

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus


